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Menschenrechte in Vietnam
Von Christopher Wimmer

Oktober 2017

Im Sommer 2017 wurde ein ehemaliger vietnamesischer Politiker mitten in 
Berlin entführt. Dahinter steckt nach allen Indizien die vietnamesische Re-
gierung. Der Fall ist eines der zahlreichen Beispiele für Menschenrechtsver-
letzungen im südostasiatischen Staat. Gerade Meinungsfreiheit, aber auch 
die Versammlungs- und Religionsfreiheit sind massiv eingeschränkt. Wichti-
ger als Menschenrechte sind der vietnamesischen Führung das Wachstum 
der Wirtschaft und die Sicherung ihrer Macht – internationalen Protesten 
zum Trotz.

Die Szene erinnert an einen Fernsehkrimi: Be-
waffnete Männer zerren auf offener Straße zwei 
Menschen in ein Auto. Nach Augenzeugenbe-
richten hat sich dies am 23.  Juli 2017 gegen 
10.40 Uhr in Berlin-Tiergarten genauso zugetra-
gen. Bei dem Entführten handelte es sich um 
Trinh Xuan Thanh, einen ehemaligen hochran-
gigen Kader der Kommunistischen Partei Viet-
nams (KPV) und vormaligen Leiter des 
staatlichen Öl- und Gaskonzerns Petro Vietnam 
Construction Company.

Trinh fiel bei der Partei in Ungnade. Ihm wird 
zur Last gelegt, als Chef des Konzerns umge-
rechnet rund 125 Millionen Euro unterschlagen 
zu haben. In Vietnam wurde daher 2016 Haft-
befehl gegen ihn erlassen. Trinh floh daraufhin 
aus Vietnam und lebte seitdem in Deutschland. 
Er hat hier Asyl beantragt. Acht Tage nach der 

Entführung in Berlin tauchte er in einer Sen-
dung des staatlichen vietnamesischen Fernse-
hens in Hanoi wieder auf. Dort wird er als reu-
mütiger Heimkehrer präsentiert. Angeblich hat 
er sich freiwillig gestellt. Er wird vermutlich 
nach Artikel 278 des vietnamesischen Strafge-
setzbuchs wegen Unterschlagung angeklagt 
werden. Die Strafe hierfür reicht von 20 Jahren 
Haft bis zur Todesstrafe, wenn der Unterschla-
gungswert mehr als 500 Millionen Dong (unge-
fähr 18 500 Euro) beträgt. Der Prozess gegen 
Trinh wird aktuell vorbereitet.

Die Reaktionen der Bundesrepublik auf diesen 
Vorfall waren eindeutig. Der Generalbundesan-
walt hat am 10. August die Ermittlungen über-
nommen. Diese sind noch nicht abgeschlossen, 
es deutet jedoch alles darauf hin, dass der viet-
namesische Geheimdienst und die Botschaft an 
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der Entführung mitgewirkt haben.1 Als Konse-
quenz wurde Anfang August der Vertreter des 
vietnamesischen Geheimdienstes an der Bot-
schaft in Berlin aus Deutschland ausgewiesen. 
Ebenso wurde die Strategische Partnerschaft 
der Bundesrepublik mit Vietnam vorüberge-
hend ausgesetzt.

Hinter der Strafverfolgung werden Macht-
kämpfe innerhalb der KPV vermutet. Trinh war 
lange Führungskader der Kommunistischen 
Partei und gehörte dort dem Reformflügel an. 
Dieser wird aktuell von den Traditionalisten 
unter dem KP-Generalsekretär Nguyen Phu 
Trong, die ihre Macht beweisen wollen, nach 
und nach aus den Ämtern gedrängt.

Einschränkungen 
auf allen Ebenen

Die Verhaftung Trinhs wirft jedoch nicht nur ein 
Schlaglicht auf innerparteiliche Machtkämpfe, 
sondern auch auf die Bedeutung der Menschen-
rechte in der sozialistischen Republik. Trotz der 
scharfen Kritik der Bundesrepublik scheint Viet-
nam sein Verhalten nicht zu ändern und nicht 
einzulenken. Die Menschenrechte spielen keine 
Rolle.

Grundrechte wie das Recht auf freie Meinungs-
äußerung, Vereinigungs- und Versammlungs-
freiheit unterliegen in Vietnam drastischen Ein-
schränkungen. In Vietnam werden keine dieser 
Grundfreiheiten uneingeschränkt gewährt, viel-
mehr sind Repressionen gegenüber der Zivilge-
sellschaft und regierungskritischen Aktivist*in-
nen an der Tagesordnung.

Ebenso werden Medien und die Justiz von 
staatlichen Stellen kontrolliert. Im jüngsten 
Pressefreiheitsindex von Reporter ohne Gren-
zen steht Vietnam auf Platz 175 von 180 Län-
dern.2 Die NGO urteilt, dass »Blogger und Bür-
gerjournalisten massiv verfolgt [werden], die 
praktisch die einzige Quelle für unabhängige 
Informationen sind.« Mindestens 15 von ihnen 
sitzen derzeit in Haft.

Regierungskritiker*innen werden festgenom-
men, verhaftet, wegen Gefährdung der Staats-

sicherheit angeklagt und meist für schuldig be-
funden. Die Anklage erfolgt vor allem mit dem 
Paragraf  79 (»Aktivitäten, die den Sturz der 
Regierung zum Ziel haben«) und dem Para-
graf 88 (»Verbreitung von Propaganda gegen 
die Sozialistische Republik Vietnam«) des Straf-
gesetzbuches, welche sich durch ihre Offenheit 
und Vagheit auszeichnen, sodass relativ will-
kürlich Handlungen unter diese Paragraphen 
fallen können.

Im Oktober 2016 wurde die prominente Men-
schenrechtsverteidigerin Nguyen Ngoc Nhu 
Quynh, die als Bloggerin unter dem Namen Me 
Nam (Mother Mushroom) bekannt ist, wegen 
ihrer regierungskritischen Blogs auf Grundlage 
von Paragraf 88 des Strafgesetzbuchs festge-
nommen. Ihr drohen bei einer Verurteilung zwi-
schen drei und 20 Jahre Haft. Offiziell garantiert 
die vietnamesische Verfassung die Pressefrei-
heit. Im März 2016 wurden während eines Zeit-
raums von acht Tagen sieben Aktivist*innen und 
Regierungskritiker*innen schuldig gesprochen 
und zu Haftstrafen verurteilt. Zu ihnen gehör-
ten Nguyen Hu Vinh, Gründer des Blogs Anh Ba 
Sam, und seine Assistentin Nguyen Thị Minh 
Thuy. Sie wurden zu Gefängnisstrafen von fünf 
bzw. drei Jahren verurteilt.

Menschen, die ihre Kritik an der Regierungs-
politik üben, werden weiterhin durch straf-
rechtliche und andere Maßnahmen zum Schwei-
gen gebracht. Aktivist*innen wurden umfassend 
überwacht und schikaniert. Unter ihnen finden 
sich Arbeits- und Landrechtsaktivist*innen, 
Blogger*innen, politisch engagierte Personen, 
Angehörige von Religionsgemeinschaften und 
ethnischen Minderheiten sowie Verfechter*in-
nen von Menschenrechten und sozialer Gerech-
tigkeit. Ehemalige politische Gefangene haben 
eine Webseite3 mit den Namen der gegenwärtig 
aus politischen Gründen inhaftierten Vietna-
mes*innen eingerichtet. Dort finden sich 74 Na-
men.

Die Behörden versuchen, die Aktivitäten unab-
hängiger zivilgesellschaftlicher Gruppen mit 
allen Mitteln zu verhindern. Dies galt auch für 
die Teilnehmer*innen an Demonstrationen 
gegen die vom Stahlwerk der Formosa Plastics 
Group verursachte Umweltkatastrophe, die 
verheerende Auswirkungen auf das Leben von 
über zweihunderttausend Menschen hatte. Im 
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Frühjahr 2016 fanden im gesamten Land regel-
mäßige Demonstrationen statt.4 Dabei kam es 
zu Angriffen auf Teilnehmer*innen sowie Orga-
nisator*innen durch die Polizei und Personen in 
Zivilkleidung sowie zu massenhaften Festnah-
men.

Neben diesen alltäglichen Verstößen gegen 
Grundrechte ist diese Politik auch in den Geset-
zen eingeschrieben: In Vietnam gilt, wie im Fall 
Trinh Xuan Thanhs bereits erwähnt, nach wie 
vor die Todesstrafe. Todesurteile werden immer 
noch verhängt und durchgeführt. Wie viele es 
sind und waren, ist jedoch unklar. Die diesbe-
züglichen offiziellen Statistiken gelten noch im-
mer als Staatsgeheimnis. Im Februar 2017 gab 
die vietnamesische Regierung erstmals nach 
vielen Jahren Zahlen bekannt. Demnach wurden 
im Zeitraum Juni 2013 bis Juni 2016 insgesamt 
429  Menschen exekutiert und 1.134  Todes-
urteile ausgesprochen. Zu den Verbrechen, die 
mit dem Tod bestraft werden können, zählen 
sowohl Delikte wie Mord als auch Verbrechen 
wie Vergewaltigung, Drogenhandel, die Gefähr-
dung der nationalen Sicherheit oder wirtschafts-
kriminelle Handlungen.

Klima der Straflosigkeit

All dies wäre schon schwerwiegend genug. 
Doch Menschenrechtsverteidiger*innen sehen 
sich zudem regelmäßiger Schikane ausgesetzt, 
die außerhalb des gesetzlichen Rahmens liegt 
wie Überwachung, Einschränkungen der Bewe-
gungsfreiheit, willkürliche kurzzeitige Inhaftie-
rungen sowie tätliche Angriffe durch Unbe-
kannte, die mutmaßlich in Absprache mit den 
Sicherheitskräften handeln. Alles dies gehört in 
Vietnam zur Tagesordnung.

Genau solche Vorfälle dokumentiert der 65-sei-
tigen Bericht »No Country for Human Rights« 
von Human Rights Watch,5 der im Sommer die-
sen Jahres erschienen ist. Dort werden 36 Vor-
fälle im Zeitraum Januar 2015 bis April 2017 
beschrieben, bei denen unbekannte Männer in 
Zivil Aktivist*innen und Blogger*innen verprü-
gelt und die Betroffenen oft schwer verletzt ha-
ben. Viele Opfer berichten, dass sich die An-
griffe in Anwesenheit uniformierter Polizisten 
ereigneten, die jedoch nicht eingriffen. Die 

Staatsgewalt unternimmt nichts dagegen, dass 
Aktivist*innen bedroht, eingeschüchtert und 
verletzt werden. Vielmehr noch. Für die Täter 
herrscht ein Klima der Straflosigkeit.

In vielen Fällen ereigneten sich die Übergriffe 
tagsüber und auf offener Straße. So wurde etwa 
der Umweltaktivist La Viet Dung im Juli 2016 in 
Hanoi attackiert, als er auf dem Heimweg von 
einem Fußballspiel war. Unbekannte griffen ihn 
mit einem Pflasterstein an und fügten ihm eine 
Schädelfraktur zu. Im Juni 2017 schlug ein Un-
bekannter den Demokratieaktivisten Nguyen 
Van Thanh in einem Café in Da Nang ins Ge-
sicht. Statt den Überfall zu untersuchen, ver-
hafteten die Polizisten Nguyen selbst, hielten 
ihn Stunden lang fest und befragten ihn zu sei-
nen politischen Schriften. Der bekannte Men-
schenrechtsanwalt Nguyen Van Dai und seine 
Kollegin Le Thu Ha wurden im Dezember 2015 
unter Paragraph 88 des Strafgesetzbuchs fest-
genommen. Wenige Tage zuvor hatten sie in der 
Provinz Nghe einen Workshop zum Thema Men-
schenrechte abgehalten. Sie wurden von 20 
Männern in Zivilkleidung brutal angegriffen 
und verhaftet. Die Angreifer wurden nie zur Re-
chenschaft gezogen. In anderen Fällen zerrten 
unbekannte Männer Aktivisten in Autos oder 
Lieferwagen und verprügelten sie. Ein Schelm, 
wer an die Geschehnisse in Berlin denkt.

Die Liste solcher Fälle ist lang. Bis auf eine Aus-
nahme wurden die Täter der im Bericht doku-
mentierten Fälle weder identifiziert noch ver-
folgt – obwohl viele Opfer die Übergriffe bei 
der Polizei angezeigt haben. Das wirft Fragen 
darüber auf, welche Beziehungen die staatlichen 
Behörden zu den Angreifern haben.

In diesem nahezu rechtsfreien Klima sind auch 
Folter und andere Misshandlungen wie Einzel-
haft, Verweigerung von medizinischer Versor-
gung oder körperliche Gewalt wie Schläge oder 
Elektroschocks keine Ausnahme: Den Land-
rechtsaktivisten Bui Thị Minh Hang und Tran 
Thị Thúuy wird seit 2015 die angemessene me-
dizinische Behandlung verweigert. Der katholi-
sche Aktivist Dang Xuxn Dieu wurde mehrmals 
für längere Zeiträume in Einzelhaft gehalten 
und gefoltert. Im Jahr 2015 gab es Meldungen 
über mindestens sieben Todesfälle in Gewahr-
sam, bei denen Verdacht auf Folter oder andere 
Misshandlungen durch die Polizei bestand.
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Fokus auf  
Wirtschaftswachstum

Auch wenn durch Berichte von NGOs oder von 
Einzelpersonen solche Menschenrechtsverlet-
zungen immer häufiger über das Internet an die 
Öffentlichkeit kommen, ändert die Regierung 
des sozialistischen Einparteienstaats nichts an 
ihrer Haltung. Sie baut in erster Linie auf wirt-
schaftliches Wachstum, um ihre Macht im Land 
zu sichern. Wirtschaftliche Interessen werden 
als bedeutender angesehen als die sich dauernd 
verschlechternde Menschenrechtslage. Noch 
scheint die Stimmung im Land der Regierung 
dabei gewogen. Denn seit Beginn der markt-
wirtschaftlichen Reformen in den achtziger Jah-
ren steigt das Bruttoinlandsprodukt stetig. Die-
ses wuchs auf Grund von Tourismus, Rohstoff-
exporten, Textil- und Elektronikfabriken in den 
vergangenen Jahren durchschnittlich um sechs 
Prozent. Zum einen ist dieses Wachstum Garant 
für die Stabilität der Herrschaft der KPV. Zum 
anderen ist es aber auch die Grundlage für die 
Freihandelsabkommen, die Vietnam in den letz-
ten Jahren unter anderem mit den USA und der 
EU geschlossen hat.6 Vietnam erhofft sich durch 
den Freihandel weiteren Aufschwung, um das 
selbst gesteckte Ziel bis 2020 Industrienation 
zu werden erfüllen zu können.

Im Zuge der Verhandlungen um die Freihan-
delsabkommen flammte die Diskussion um Men-
schenrechte wieder auf, da die westlichen Län-
der Zugeständnisse von Vietnam in diesem Be-
reich forderten. Vietnam verpflichtet sich in den 
Abkommen schriftlich, sowohl Presse- und Mei-
nungsfreiheit als auch das Recht auf freie Ver-
sammlung und die Bildung autonomer Gewerk-
schaften zu garantieren. Ebenso verpflichtete 
sich das Land, Umweltschutzmaßnahmen strik-

ter einzuhalten und die Internetregulationen zu 
lockern.

Während den Verhandlungen mit den USA be-
ziehungsweise der EU ging dann auch die Zahl 
der politisch motivierten Verhaftungen zurück. 
Es ist denkbar, dass die vietnamesische Regie-
rung mit diesem Rückgang von Verhaftungen 
und Prozessen punkten wollte. Gleichzeitig be-
zweifeln Kritiker*innen jedoch, dass es dauer-
haft und nachhaltig zu einer auch nur ansatz-
weisen Implementierung der genannten Verein-
barungen kommen wird. Dafür spricht die 
Tatsache, dass die oben erwähnten dokumen-
tierten Angriffe genau zur Zeit der Verhandlun-
gen zugenommen haben. Es scheint, als ob die 
vietnamesische Regierung andere Mittel gefun-
den hat, um Oppositionelle weiterhin zu verfol-
gen.

Zentraler Bezugspunkt der KPV bleibt ihr Fokus 
auf ihre Machtsicherung und das Wirtschafts-
wachstum. Doch ewig wird das Wachstum nicht 
anhalten. Auch aktuell werden schon die Gren-
zen der vietnamesischen »Marktwirtschaft mit 
sozialistischer Prägung« deutlich. Arbeitsplätze 
werden knapp, die Inflation nagt am Ersparten 
der Mittelschicht, und die Armut geht kaum 
noch zurück, weil Lohnerhöhungen gering aus-
fallen. Wenn dieser Negativtrend für die Mehr-
heit der Bevölkerung spürbar wird, könnte die 
Macht der Partei brüchig(er) werden.

Für die Zivilgesellschaft könnte dies jedoch mit 
noch stärkerer Repression verbunden sein. 
Auch wenn das Internet – trotz der Zensur in 
Vietnam – vermehrt Möglichkeiten der Vernet-
zung und des Widerstands bietet, haben jahr-
zehntelange, teilweise tödliche Repression ihre 
Spuren hinterlassen. Es steht nicht gut für die 
Streiter*innen für Menschenrechte in Vietnam.
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